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Geſetz⸗-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 3. 8 


(No. 1863.) Geſetz über die Beſtrafung von Studentenverbindungen. Vom 7. Januar 1838. - a. 5 24 


Sr: 2 72 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben die wegen Studentenverbindungen bisher ergangenen geſetzlichen Vorſchrif⸗ 

ten mit Ruͤckſicht auf die Beſchluͤſſe der Deutſchen Bundesverſammlung vom 

14. November 1834. einer ſorgfaͤltigen Pruͤfung unterwerfen laſſen, und verord⸗ 

nen nunmehr auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erforder⸗ 

tem Gutachten Unſeres Staatsraths, unter Aufhebung aller fruͤheren Vorſchriften 

uͤber dieſen Gegenſtand, fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, was folgt: 
F. 1. 


Alle Studenten verbindungen, ohne Unterſchied der dabei gebrauchten Be⸗ Verbot der 
nennungen (als Orden, Landsmannſchaften, Burſchenſchaft u. ſ. w.) find verboten. dindungen der 
2: 
Die Strafe der Uebertretung dieſes Verbots beſteht: Strafe der 
1) für die Stifter, Vorſteher und Beamten einer ſolchen Verbindung, und sfahenStu- 
für alle diejenigen, welche Andere zum Beitritt verleitet, oder zu verleiten dungen. 
geſucht haben, in dem consilium abeundi oder der Relegation; 
2) fuͤr die uͤbrigen Mitglieder in ſtrengem Karzer; bei wiederholter oder 
fortgeſetzter Uebertretung, ſowie bei andern erſchwerenden Umſtaͤnden, in 
der Unterſchrift des consilü abeundi, im consilium oder in der Relegation; 
3) inſofern aber eine Studentenverbindung mit Studirenden anderer Uni⸗ 
verſitaͤten in irgend eine Gemeinſchaft tritt, fo ſollen alle diejenigen Mit⸗ 
glieder, welche einen thätigen Antheil hieran genommen haben, mit Rele⸗ 
gation beſtraft werden. : 
d. 8, | 
Diejenigen Studirenden, welche für eine Studentenverbindung, ohne 
Mitglieder derſelben zu ſeyn, dennoch thaͤtig geweſen ſind, ſollen gleichfalls nach 
den Beſtimmungen des $. 2. beſtraft werden. N 
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8 K 2. 

Der mit dem consilium oder der Relegation Beſtrafte kann nur durch 
beſondere Erlaubniß des Miniſteriums der Unterrichts Angelegenheiten auf einer 
Univerſitaͤt wiederum zugelaſſen werden. Dieſe Erlaubniß iſt jedoch 

1) nach dem consilium nie vor ſechs Monaten, nach der Relegation nie vor 

einem Jahre; f 

2) überhaupt aber nie für dieſelbe Univerſitaͤt, wo die Strafe verwirkt wor⸗ 
den, zu ertheilen. 
. 5. 

Auch verliert ein ſo Beſtrafter, wenngleich er die Erlaubniß zur Fort⸗ 
ſetzung ſeiner Studien erhaͤlt, den Genuß akademiſcher Stipendien und Benefi⸗ 
zien, welche aus oͤffentlichen Fonds, von Korporationen, Kirchen u. ſ. w. ver⸗ 
liehen ſind, oder deren Verleihung an die Zuſtimmung der Staatsbehoͤrde ge⸗ 
bunden iſt, ſowie die Befreiung von Honorar⸗Zahlungen. Eine Wiederver⸗ 
leihung kann nicht anders als mit beſonderer Genehmigung des Miniſteriums 
der Unterrichts» Angelegenheiten Statt finden. 

§. 6 


Gehoͤrt es jedoch zu den Zwecken oder zu den Beſchaͤftigungen einer 
Studentenverbindung, über Veraͤnderungen in der Verfaſſung oder Verwal⸗ 
tung eines beſtimmten Staats, oder auch der Staaten uͤberhaupt, Berathſchla⸗ 
gungen, in welcher Abſicht es ſey, anzuſtellen, fo haben, außer der im F. 2. ber 
ſtimmten Ahndung, die Stifter, Vorſteher und Beamten derſelben ein⸗ bis ſechs⸗ 
jährige, die übrigen Theilnehmer aber ſechsmongtliche bis dreijaͤhrige Gefaͤngniß⸗ 
oder Feſtungsarreſt⸗Strafe verwirkt. : 


7 
Eine Erhöhung dieſer Strafen (F. 6.) tritt ein, wenn dergleichen Ver⸗ 
bindungen entweder 
1) ihren Mitgliedern Verpflichtungen auferlegen, welche uͤber die Zeit des 
akademiſchen Zuſammenlebens an dieſer Univerſitaͤt, oder uͤber die Stu⸗ 
dienzeit überhaupt, hinausreichen ſollen, oder 
2) mit Studentenverbindungen auf andern Univerſitaͤten, oder mit ſolchen 
inlaͤndiſchen oder auslaͤndiſchen Vereinen von Nicht⸗Studenten, die nach 
den in Unſeren Staaten beſtehenden Vorſchriften als unerlaubt anzuſehen 
ſind, auf irgend eine Weiſe, z. B. durch Briefwechſel, Mittheilung ihrer 
Statuten, Satzungen oder Beſchluͤſſe, oder durch Zuſammenkuͤnfte mit⸗ 
telſt Abgeordneter u. ſ. w. in Beziehung und Verkehr treten, oder wenn 
3) die Mitglieder die Erfüllung der von ihnen übernommenen Verpflichtun⸗ 
gen eidlich, oder durch Verſicherung an Eides Statt oder auf Ehrenwort 
angeloben, oder 
4) unbe⸗ 
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4) unbekannten Oberen Gehorſam, oder bekannten Oberen einen unbedingten 

Gehorſam verſprechen, oder 

5) zur Verheimlichung ihrer Zwecke und Beſchaͤftigungen falſche Statuten 
vorlegen, oder ſonſt andere, als ihre wirklichen Zwecke vorſpiegeln, oder 
wenn 

6) in einer ſolchen Verbindung mehrere und hoͤhere Grade und Abſtufun⸗ 
gen Statt finden, gegen diejenigen Theilnehmer, welche Wiſſenſchaft davon 
haben, oder ſich ſelbſt in den hoͤheren Graden befinden. 

In jedem dieſer Faͤlle ſoll fuͤr die Stifter, Vorſteher und Beamten acht⸗ 
zehnmonatliche bis zehnjaͤhrige, für die übrigen Mitglieder neunmonatliche bis 
ſechsjaͤhrige Gefaͤngniß⸗ oder Feſtungsarreſt⸗Strafe ausgeſprochen werden. 

8 


Beſtehet der Zweck einer ſolchen Studentenverbindung ($$. 6. 7.) in einer 55 1 
ſchon an ſich als Vergehen oder Verbrechen ſtrafbaren Handlung, oder iſt von chen. 
der Verbindung im Ganzen oder von einzelnen Mitgliedern derſelben irgend 
ein anderes Vergehen oder Verbrechen aus Anlaß der Verbindung unternom⸗ 
men, beguͤnſtiget oder ausgefuͤhrt worden, ſo ſollen die allgemeinen Geſetze uͤber 


konkurrirende Verbrechen (A. L. R. II. 20. $. 57.) zur Anwendung kommen. 
$. 9 


Außerdem ſoll kein, wegen Theilnahme an einer $$. 6. bis 8. bezeichneten, Berlufi 705 
Studentenverbindung Verurtheilter zu einem öffentlichen Amte, oder zur Arzt digkeit ne., 
lichen oder chirurgiſchen Praxis, oder zu einer akademiſchen Wuͤrde, oder als 
Privatdozent auf einer Univerfität zugelaſſen, oder mit einer Konzeſſion zur Er⸗ 
theilung von Privatunterricht verſehen werden. 

Die Unfaͤhigkeit zu allen dieſen Funktionen iſt jedesmal im Erkenntniſſe 
auszuſprechen. 

$. 10. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung in allen, $$. 6. bis 8. bezeichneten Faͤl⸗ Beſonderer 

len, wird dem Kammergerichte zu Berlin uͤbertragen. Send 
11 


Den akademiſchen Behörden, ſowie den allgemeinen Polizeibehoͤrden Befugnisse u. 
wird nach wie vor die Aufſicht gegen alle Studentenverbindungen beigelegt. Ben Nee 
Ihnen gebührt der erſte Angriff und die polizeiliche Unterſuchung, nach deren 
Abſchluß das Polizeiminiſterium, nach Maaßgabe der ermittelten Reſultate, 
weitere Maaßregeln oder Beſtimmungen zu treffen, oder die Sache an das 
Kammergericht zu Berlin abzugeben hat. 3 

8 §. 12. 

Wenn Nicht⸗ Studenten an Studentenverbindungen Theil nehmen oder Konkurrenz 

wiſſentlich dazu Vorſchub leiſten, fo werden fie nach den vorſtehenden Beſtim⸗ den und diicht⸗ 
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mungen mit der Maaßgabe beſtraft, daß den gegen die Studenten Statt findenden 
Disziplinarſtrafen (F. 2.) Gefaͤngniß⸗ oder Feſtungsarreſt⸗Strafe von drei Mo⸗ 
naten bis zu zwei Jahren ſubſtituirt werden muß. 

Wenn dagegen Studenten an unerlaubten Verbindungen von Nicht⸗ 
Studenten Theil nehmen, ſo ſollen auf ſie dieſelben Strafgeſetze, wie auf die 
uͤbrigen Mitglieder, angewendet werden. 

8 $. 13. 
Verabredungen von Studirenden zu Zuſammenkuͤnften fuͤr einzelne, ge⸗ 


en und deren nau beſtimmte, an ſich erlaubte Zwecke, wie geſelliges Vergnuͤgen, wiſſenſchaft⸗ 


renzen. 


liche oder Kunſtbildung, Leibesuͤbung, ſind als Studentenverbindungen nicht 
zu betrachten, und daher den vorſtehenden Strafbeſtimmungen nicht unterworfen. 

Wenn jedoch durch die Verabredung ſolcher Zuſammenkuͤnfte eine Verei⸗ 
nigung gebildet wird, die auf den Grund einer ſchriftlichen Urkunde eine Ver⸗ 
faſſung, mit Vorſtehern, Beamten, Geſetzen, erhaͤlt, fo fol dieſelbe, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf den darin angegebenen erlaubten Zweck, unter dem Verbot der Stu⸗ 
dentenverbindungen (F. 1.) begriffen ſeyn, und mit den in $$. 2. bis 5. angedrohe⸗ 
ten Strafen belegt werden. f ; 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Januar 1838. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
| v. Muͤffling. 
Seh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 


